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(F. Ebert, O. Landsberg, Ph. Schei
demann [SPD], E. Barth, W. Ditt- 
mann, H. Haase [USPD]) veröf
fentlichte am 12.11. sein bürger
lich-reformistisches Regierungs
programm, das die Bestrebungen 
der revolutionären Massen in 
bürgerlich-parlamentarische Bah
nen lenken und die Entmachtung 
von Imperialismus und Militaris
mus verhindern sollte. Zur Nie
derschlagung der Revolution 
schloß F. Ebert am 10.11. mit der 
Obersten Heeresleitung ein Ge
heimabkommen. Der kaiserliche 
Regierungs- und Verwaltungs
apparat wurde nicht beseitigt. 
Das am 15. 11. zwischen rechten 
Gewerkschaftsführern (C. Legien 
u. a.) und Repräsentanten der Mo
nopolbourgeoisie (H. Stinnes u. a.) 
abgeschlossene „Zentralarbeits
gemeinschaftsabkommen" ver
vollständigte den Verrat der op
portunistischen Partei- und Ge
werkschaftsführer an der Revolu
tion. Der am 11. 11. in Berlin 
gegründete Spartakusbund (->- 
Spartakusgruppe) war bestrebt, 
die Massen unter der Losung 
„Alle Macht den Arbeiter- und 
Soldatenräten!'' für die Weiter
führung der Revolution mit dem 
Ziel der sozialistischen Republik 
zu gewinnen. Das entsprach den 
Bestrebungen der Mehrheit der 
Arbeiterklasse, die den Sozialis
mus wollte, aber zumeist den 
rechten Führern der Sozialdemo
kratie folgte, weil sie deren Dem
agogie Glauben schenkte und 
noch nicht verstand, daß die Ent
machtung des Imperialismus Vor
aussetzung für den gesellschaft
lichen Fortschritt ist. Die Regie
rung Sowjetrußlands begrüßte die 
N. Auf Anweisung W. I. Lenins 
sollte die deutsche Revolution 
durch Getreidelieferungen unter
stützt werden; der „Rat der Volks
beauftragten" lehnte dieses Ange
bot ab und setzte statt dessen den 
Krieg gegen die Sowjetmacht mit

„Grenzschutz"formationen und 
Freikorps fort. Der vom 16. bis 
21.12. in Berlin tagende 1. Allge
meine Kongreß der ASR Deutsch
lands bildete einen Wendepunkt 
der N.; er widerspiegelte das zu
gunsten der Konterrevolution 
veränderte Kräfteverhältnis. Die 
Mehrheit der Delegierten, in 
kleinbürgerlichen, reformistischen 
Illusionen befangen, übertrug 
dem konterrevolutionären „Rat 
der Volksbeauftragten" die ge
setzgebende und vollziehende Ge
walt und beschloß die Durchfüh
rung von Wahlen zur bürger
lichen Nationalversammlung am 
19.1.1919. Damit entschied der 
Kongreß in der Grundfrage der 
Revolution, der Frage der Macht, 
für den bürgerlichen Staat. In der 
Erkenntnis, daß die Schaffung 
einer revolutionären Kampfpar
tei zur dringendsten Aufgabe ge
worden war, gründeten die im 
Spartakusbund vereinigten kon
sequentesten Vertreter der revo
lutionären deutschen Arbeiter
klasse die Kommunistische 
Partei Deutschlands (Gründungs
parteitag vom 30. 12. 1918-1.1. 
1919). Anfang Jan. 1919 hielt die 
Konterrevolution die Zeit für ge
kommen, die N. mit militärischer 
Gewalt niederzuwerfen. Die revo
lutionären Kräfte erlitten in den 
von der herrschenden Klasse pro
vozierten Januarkämpfen eine 
entscheidende Niederlage; K. Lieb
knecht und R. Luxemburg wurden 
am 15. 1. 1919 von der konter
revolutionären Soldateska ermor
det. Besiegelt wurde die Nieder
lage durch die Wahlen zur Natio
nalversammlung (19.1. 1919). In
dem die Arbeiterklasse in der N. 
das monarchistische Regime stürz
te, die Errichtung einer bürger
lich-demokratischen Republik er
zwang und demokratische Rechte 
und Freiheiten sowie den Acht
stundentag erkämpfte, eroberte 
sie günstigere Positionen für den


